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0. Einleitung 

Hochkomplexe Industriegesellschaften sehen sich heute mi t Steue-
rungsproblemen konfrontiert,  zu deren Bewältigung die herkömm-
lichen Mit te l nicht ausreichen. Dies gilt für entwickelte kapitalistische 
Systeme ebenso wie für entwickelte sozialistische Gesellschaften. Wenn 
auch das Grundproblem der Bewältigung komplexer, interdependenter 
und rasch wechselnder Entscheidungslagen allen hochentwickelten 
Gesellschaften gemeinsam ist, so gibt es doch charakteristische Unter-
schiede bezüglich der dominanten Problembereiche zwischen kapitalisti-
schen und sozialistischen Systemen. 

Idealtypisch vereinfacht können die westlichen Industrieländer ge-
sehen werden als soziale Systeme, deren funktional ausdifferenzierte 
Teilsysteme wie Polit ik, Wirtschaft,  Wissenschaft, Bildung, Kunst, 
Religion etc. einen relativ hohen Grad von Autonomie besitzen. Das 
Auseinanderfallen der Gesellschaft in funktional spezialisierte Teilbe-
reiche — die „gesellschaftliche Arbeitsteilung" — führt  einerseits zu 
wachsenden Interdependenzen zwischen den Teilen, andererseits zur 
zunehmenden Ausbildung von Teilrationalitäten, widersprüchlichen 
Subsystemzielen, unterschiedlichen Binnenmoralen und spezifischer 
Indifferenzen.  Für die Gesamtgesellschaft stellt diese Entwicklung in 
immer drängender Weise das Problem des Zusammenhanges des Gan-
zen, die  Frage  der  Integration  hochdifferenzierter  Gesellschaftssysteme. 

Industrialisierten sozialistischen Ländern dagegen stellt sich das 
Komplexitätsproblem — wiederum idealtypisch vereinfacht — umge-
kehrt dar: eine alle gesellschaftlichen Lebensbereiche durchdringende 
Ideologie und Parteilichkeit (bis hin zu Familie und Justiz) bewirkt 
einen relativ hohen Grad an Integration der Gesamtgesellschaft. An-
dererseits bewirken Industrialisierung, Technisierung, Verwissenschaft-
lichung etc. ein so hohes Maß an gesellschaftlicher Komplexität, daß 
Fragen des „Wertberücksichtigungspotentials" (Naschold) und der „Zen-
tralisierbarkeit von Entscheidungsleistungen" (Luhmann) unabweisbar 
werden. Sozialistische Staaten stehen daher zunehmend vor dem Pro-
blem der  funktionalen  Differenzierung  hochintegrierter  Gesellschafts-
systeme. 

Die hier skizzierte Sicht der unterschiedlichen dominanten System-
probleme geht zwar davon aus, daß allen Industriegesellschaften das 
Problem der Bewältigung hoher Komplexität gemeinsam ist; diese 
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Sicht hat aber mi t Vermutungen über mögliche Konvergenzen der 
beiden unterschiedlichen Gesellschaftstypen nicht das geringste zu tun. 
Eher ist zu vermuten, daß aufgrund der unterschiedlichen Ausgangs-
bedingungen das gleiche Grundproblem durchaus verschieden angegan-
gen und nach systemspezifischen Entscheidungskriterien behandelt 
wird 1 . 

Bezogen auf das Problem der gesellschaftlichen Handlungs- und 
Steuerungsfähigkeit  hat A. Etzioni  eine Unterscheidung zwischen ent-
wickelten kapitalistischen und sozialistischen Systemen vorgeschlagen, 
die geeignet ist, das hier vertretene Differenzierungs-Integrations-
Konzept zu verdeutlichen: Er unterscheidet die Dimension Konsensus 
und Kontrolle und charakterisiert entwickelte sozialistische Gesell-
schaften als „overmanaged societies", wei l ihre Kontrollkapazität weni-
ger defizient ist als ihr Vermögen, Konsens zu bilden. Umgekehrt ist 
bei kapitalistischen Systemen die Fähigkeit, Konsens zu bilden, weniger 
defizient als ihre Kontrollkapazität. Sie werden als „dr i f t ing societies" 
gekennzeichnet2. Übersteuerte Gesellschaften leiden an einer zu engen 
Bindung der Teile an das Ganze. Die „funktionale Autonomie"3 der 
Teilsysteme ist gering, so daß die politische Führungsspitze gezwungen 
ist, Entscheidungen eher auf Kontrolle als auf dezentralisierten Kon-
sens zu stützen. Darüber hinaus verhindert der hohe Zentralisierungs-
grad der Entscheidungsfindung eine optimale Variabil i tät der Teil-
systeme, mi th in deren Erneuerungs- und Anpassungsvermögen4. 

„Dahintreibenden" Gesellschaften mangelt es dagegen an der Fähig-
keit, den Möglichkeitsreichtum der Teile zu bündeln, abzustimmen und 
einer kontinuierlichen, zukunftsorientierten  Zielmatrix unterzuord-
nen. Die Schwierigkeiten etwa der französischen „planification" oder der 
westdeutschen mittelfristigen Finanzplanung geben davon beredtes 
Zeugnis ab5. Etwas salopp könnte man formulieren,  daß entwickelte ka-
pitalistische Gesellschaften mangels verbindlicher gesamtgesellschaft-

1 Vgl. Esser,  Naschold,  Väth:  Gesellschaftsplanung und Weltdynamik, in : 
dies. (Hrsg.) : Gesellschaftsplanung i n kapitalistischen und sozialistischen 
Systemen. Gütersloh 1972, S. 7 - 22. 

2 Vgl. Etzioni , Α . : The Act ive Society. New York 1968, S. 466 ff. 
3 Vgl. Gouldner, Α . : Reziprozität und Autonomie i n der funktionalen 

Theorie, in : H. Har tmann (Hrsg.): Moderne amerikanische Soziologie, 2. Aufl. 
Stuttgart 1973, S. 369 ff. 

4 Vgl. die Andeutungen bei Fedorenko,  N.: Zur Ausarbeitung des Systems 
der optimalen Planung und Lei tung der sozialistischen Wirtschaft,  in : Sowjet-
wissenschaft, Gesellschaftswissenschaftliche  Beiträge 1, 1973, S. 1 - 16 (8-11). 

5 Vgl. Naschold,  F.: Probleme der mehrjähr igen Finanzplanung des Bundes, 
in : Demokratisches System und politische Praxis der Bundesrepublik. Fest-
schrift  für Th. Eschenburg, hrsg. von G. Lembruch u.a., München 1971, 
S. 161 -173, bes. These 2 und 4; ders.: Gesellschaftsreform  und politische 
Planung, in : österreichische Zeitschrift  für Politikwissenschaft 1, 1972, S. 5 
bis 35 (25 ff.). 
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licher Zielvorstellungen nicht wissen, was sie mi t ihrer Potenz anfangen 
sollen. 

Neben Etzioni  hat auch N. Luhmann den in kapitalistischen und so-
zialistischen Gesellschaften unterschiedlichen Versuchen der Lösung 
des Problems der Komplexität eine prägnante Fassung gegeben. I m 
Hinblick auf das Problem der Komplexität selbst, nicht aber hinsichtlich 
der Lösungsmöglichkeiten und der Folgeprobleme, hält er ideologisch 
integrierte Einparteien-Systeme und die auf politische Konkurrenz und 
freie Wahl beruhenden Mehrparteien-Demokratien für funktional äqui-
valent: „Ideologisch integrierte Einparteiensysteme verwenden ihre 
Ideologie als Grundstruktur ihrer Entscheidungsprozesse, fast sogar 
als Programm. Sie können demokratisch also nur sein in dem Maße, 
als diese Ideologie komplex genug angelegt ist, vor Dogmatisierun-
gen bewahrt und opportunistisch praktiziert wird, also einen laufenden 
Wechsel von Präferenzen  im Rahmen kontinuierlicher verbaler ,Er-
kenntnisse' ermöglicht6." Die Dominanz der die integrierende Ideologie 
verwaltenden Parteien bedeutet, daß alle übrigen Bereiche der Gesell-
schaft unter politischen Prämissen gesehen werden und selbst nach 
politischen Kri ter ien handeln müssen. Dies erschwert die Aus-
bildung einer eigenen Rationalität, eigener Handlungskriterien und 
Entscheidungsprämissen in den gesellschaftlichen Teilbereichen wie 
etwa Familie, Wirtschaft,  Kunst, Wissenschaft oder anderen. Luhmann 
meint, daß das wichtigste Gegengewicht gegen diese Einseitigkeit „ i n 
der resoluten, ideologisch zementierten Anerkennung eines Primates 
der Wirtschaft  als Problemquelle"7 liege. Diese Vermutung läßt sich 
— jedenfalls für die DDR — nicht halten, wie die vorliegende Arbeit 
noch zeigen wird. 

I n Mehrparteien-Demokratien dagegen — so Luhmann — legitimiere 
der Wahlerfolg als solcher, und deshalb könne auf eine einheitliche 
Ideologie verzichtet werden. Die Orientierung der Pol i t ik am forma-
len Prinzip des Wahlerfolges läßt weiten Raum für kurzfristig  wech-
selnde, opportunistische, je nach Bedarf  innovative oder stabilisierende 
Programme und Sachziele. Diese grundsätzliche Strukturentscheidung 
für konkurrierende politische Programme läßt den gesellschaftlichen 
Teilsystemen Raum für eigene Ziele und Entwicklungen. Und gerade 
dies schafft  wiederum das Problem der Abstimmung der vielen diver-
gierenden Ziele, der Rückbindung der Teilsysteme auf gesamtgesell-
schaftlich verbindliche Rationalitätskriterien. Die Pol i t ik scheint nicht 
in der Lage zu sein, die Dynamik der Gesellschaft zu bändigen. Sie 
„wartet hier gleichsam auf Krisen, die eine sich selbst entwickelnde 

β Luhmann, N.: Komplexi tät und Demokratie, in : ders.: Politische Planung. 
Opladen 1971, S. 35 - 45 (42). 

7 Luhmann, N. S. 43. 


